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Insolvenzverfahren Clever Order Services GmbH
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Rechtsanwalt und Insolvenzverwalter
Oliver Siez
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Rankestraße 33, 10789 Berlin
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Sachbearbeiter/-in:
Frau Lehmann

Zeichen: si-le
Datum: 18.05.2020

------ Sehr geehrte Damen und Herren,

-----
----

mit dem in Kopie beigefügten Beschluss hat das Insolvenzgericht das Insolvenzverfahren

eröffnet und mich zum Insolvenzverwalter bestellt. Der Beschluss gilt mit Aufgabe dieser

Sendung zur Post Ihnen als zugestellt(§§ 8 Abs. 3, 30 Abs. 2 InsO i.V.m. $ 175 Abs. 1 Satz

3 ZPO)*. Aus den Geschäftsunterlagen ergibt sich, dass Sie oder Ihr Haus Gläubiger/in sein

können.

Soweit Sie Forderungen im Insolvenzverfahren verfolgen wollen, haben Sie diese bis zum

05.06.2020

bei mir mit dem beigefügten Formular sowie die Forderung belegende Unterlagen

(z. B. Rechnungen, Titel, Urkunden etc.) möglichst ungeheftet einzureichen.

Die nachrangigen Insolvenzgläubiger (§ 39 InsO) sind nicht aufgefordert, so dass deren

eventuelle Anmeldungen von mir nicht berücksichtigt würden.

JOACHIM VOIGT-SALUS'
Rechtsanwalt
Insolvenzverwalter
Fachanwalt für Insolvenzrecht
OLIVER SIETZ'
Rechtsanwalt
Insolvenzverwalter
Fachanwalt für Insolvenzrecht
Diplom-Volkswirt
DR. DARIA SALUS'
Rechtsanwältin
lnsolvenzverwa lte rin
Solicitor [England and Wales!
THOMAS ELLRICH
Rechtsanwalt
1 nsolvenzverwalter
Fachanwalt für Insolvenzrecht
LOTHAR BOELSEN'
Rechtsanwalt
Steuerberater
DR. FRANZ ZILKENS, MBA"
Rechtsanwalt
1 nsolvenzverwa lter
Fachanwalt für Insolvenzrecht
PETER HOUBEN
Rechtsanwalt
Insolvenzverwalter
Fachanwalt für Insolvenzrecht
CHRISTOPH SCHULZ'
Rechtsanwalt
Steuerberater
MICHAEL SIETZ'
Rechtsanwalt
leitender Oberstaatsanwalt a. D.
CHRISTIAN KRÖNERT'
Rechtsanwalt
1 nsolvenzverwalter
STEPHANIE HOTOPP'
Rechtsanwältin
1 nsolve nzverwa lterin
JANA SEIFERT"
Steuerberaterin
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Das Gericht hat angeordnet, dass das weitere Verfahren jedenfalls zunächst schriftlich durchgeführt wird.
Soweit Anträge zu Beschlussgegenständen erfolgen sollen, die nach dem Gesetz Gegenstand des sog. Be­
richtstermins sind, sind diese innerhalb der vom Insolvenzgericht gesetzten Frist, also bis zum 05.06.2020,
zu stellen.

Das Gericht hat den Stichtag, der dem Prüfungstermin (S$ 29, 176 InsO) entspricht, bestimmt auf
den

15.07.2020.

Zu dem vorgenannten Stichtag gebe ich gegenüber dem Insolvenzgericht Erklärungen betreffend die Prüfung

der zur Insolvenztabelle angemeldeten Forderungen ab.

Weitere Informationen zu dem Insolvenzverfahren finden Sie im beigefügten Merkblatt.

Die Zeitdauer des Insolvenzverfahrens ist derzeit noch nicht absehbar. Ich danke Ihnen für Ihr Verständnis,

wenn ich jetzt noch nicht über den Ablauf des Verfahrens informieren kann. Von Sachstandsanfragen bitte

ich im Interesse einer zügigen und kostensparenden Verfahrensabwicklung Abstand zu nehmen. Ich bin ver­

pflichtet, dem zuständigen Gericht in regelmäßigen Abständen Berichte vorzulegen. Das Gericht überwacht

meine Tätigkeit. Zudem können Sie über meine Web-Seite (www.voigtsalus.de/glaeubiger-portal) wei­

tere Informationen zu dem Verfahren und das Ergebnis der Prüfung ihrer Forderung nach dem Prüfungs­

termin einsehen. Dazu benötigen Sie folgenden PIN-Code: C2Bd363235EC1aE9.

Mit freundlichen Grüßen

Oliver Sietz **
Rechtsanwalt als Insolvenzverwalter

Anlagen

* Das Datum der Aufgabe zur Post ist für etwaige Fristen maßgebend, deren Beginn von der Zustellung abhängt. Daher
kommt es für den Beginn dieser Fristen und sonstigen Wirkungen der Zustellung allein auf diesen Zeitpunkt an, selbst
wenn Sie diese Sendung später erhalten oder diese als unzustellbar zurückkommt.

** Dieses maschinell erstellte Schreiben ist ohne Unterschrift gültig.
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Amtsgericht Charlottenburg
Insolvenzgericht
Az. 36c IN 1055/20

Beschluss

In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen d.

Clever Order Services GmbH,
Digital BASE clo WeWork,
Stresemannstraße 123,
10963 Berlin,
vertreten durch die Geschäftsführer Tobias Nentwig und Julian Stützer
Registergericht: Amtsgericht Charlottenburg HRB 197622
- Schuldnerin ­

Geschäftszweig: Softwareentwicklung

hat das Amtsgericht Charlottenburg durch die Richterin am Amtsgericht Önel am 30.04.2020

beschlossen:

1. Das Insolvenzverfahren über das Vermögen der Schuldnerin wird wegen Zahlungsunfähig­

keit und, Überschuldung am 01.05.2020 um 12.00 Uhr eröffnet.

2. Zum Insolvenzverwalter wird bestellt:

3.

Rechtsanwalt Oliver Sietz
Rankestraße 33, 10789 Berlin

Die Insolvenzgläubiger werden aufgefordert, Insolvenzforderungen (S 38 lnsO) bis zum
05.06.2020 bei dem Insolvenzverwalter schriftlich anzumelden.

Bei der Anmeldung sind Grund und Betrag der Forderung anzugeben.

4. Das Insolvenzverfahren wird bis auf Weiteres schriftlich durchgeführt, § 5 Abs. 2 lnsO.

Die Beteiligten erhalten Gelegenheit, bis 15.07.2020 den Forderungsanmeldungen schrift­

lich beim Insolvenzgericht zu widersprechen.

Sollten Beschlussfassungen über die eventuelle Wahl eines anderen Insolvenzverwalters,

über die Einsetzung eines Gläubigerausschusses sowie über die in den SS 35 Abs. 2 (Ent­
scheidung über die Wirksamkeit der Verwaltererklärung zu Vermögen aus selbstständiger

Tätigkeit), 66 (Rechnungslegung Insolvenzverwalter), 100 f. (Unterhaltszahlungen aus der

Insolvenzmasse), 149 (Anlage von Wertgegenständen), 157 (Stilllegung bzw. Fortführung

des Unternehmens), 160 (Zustimmung zu besonders bedeutsamen Rechtshandlungen

des Insolvenzverwalters, insbesondere, wenn das Unternehmen oder ein Betrieb, das Wa­

renlager im Ganzen, ein unbeweglicher Gegenstand aus freier Hand, die Beteiligung des

Schuldners an einem anderen Unternehmen, die der Herstellung einer dauernden Verbin­

dung zu diesem Unternehmen dienen soll, oder das Recht auf den Bezug wiederkehren­

der Einkünfte veräußert werden soll; wenn ein Darlehen aufgenommen werden soll, das

die Insolvenzmasse erheblich belasten würde oder wenn ein Rechtsstreit mit erheblichem

Streitwert anhängig gemacht oder aufgenommen, die Aufnahme eines solchen Rechts­

streits abgelehnt oder zur Beilegung oder zur Vermeidung eines solchen Rechtsstreits ein

Vergleich oder ein Schiedsvertrag geschlossen werden soll), 162 (Betriebsveräußerung an

besonders Interessierte), 163 (Betriebsveräußerung unter Wert), 233 (Zustimmung Fort­

setzung Verwertung und Verteilung bei Insolvenzplan) und 271 (Beantragung einer Eigen­

verwaltung) InsO bezeichneten Angelegenheiten erforderlich sein, bedarf es der Antrag­

stellung bis 05.06.2020, damit die Anordnung des schriftlichen Verfahrens widerrufen wer­

den kann.

Die Forderungsanmeldungen und die Insolvenztabelle können durch die Beteiligten auf der

Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts eingesehen werden.

Nach Ablauf der Widerspruchsfrist werden die Forderungen geprüft; Forderungen, gegen

die bis dahin kein Widerspruch erhoben wurde, gelten als festgestellt.

5.

Hinweise:

Gläubiger, deren Forderungen festgestellt werden, erhalten keine Benachrichtigung.

Sicherungsrechte an beweglichen Gegenständen oder an Rechten sind dem Insolvenzver­

walter unverzüglich anzuzeigen (§ 28 Abs. 2 lnsO).

Der Gegenstand an dem das Sicherungsrecht beansprucht wird, die Art und der Entste­

hungsgrund des Sicherungsrechts sowie die gesicherte Forderung sind zu bezeichnen.

Wer die Mitteilung schuldhaft unterlässt oder verzögert, haftet für den daraus entstehenden
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Schaden ($ 28 Abs. 2 lnsO).

6. Personen, die Verpflichtungen gegenüber der Schuldnerin haben, werden aufgefordert,

nicht mehr an diese, sondern an den Insolvenzverwalter zu leisten ($ 28 Abs. 3 lnsO).

7. Der Insolvenzverwalter wird gern. § 8 Abs. 3 lnsO beauftragt, die in dem Verfahren vorzu­

nehmenden Zustellungen, beginnend mit der Zustellung des Eröffnungsbeschlusses nach

§ 30 lnsO, durchzuführen.

Ausgenommen ist die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses an die Schuldnerin; diese er­

folgt durch das Insolvenzgericht.

Die öffentlichen Bekanntmachungen obliegen weiterhin dem Insolvenzgericht.

8.

Die in einem elektronischen Informations- und Kommunikationssystem erfolgte Veröffentli­

chung von Daten aus einem Insolvenzverfahren einschließlich des Eröffnungsverfahrens

wird spätestens 6 Monate nach der Aufhebung oder der Rechtskraft der Einstellung des In­

solvenzverfahrens gelöscht, § 3 Abs. 1 Satz 1 InsOBekV.

Sonstige Veröffentlichungen nach der Insolvenzordnung werden einen Monat nach dem

ersten Tag der Veröffentlichung gelöscht.

Gründe:
Der Antrag ist am 18.02.2020 beim Insolvenzgericht Charlottenburg eingegangen.

Die Schuldnerin hat im Zuständigkeitsbereich des Insolvenzgerichts Charlottenburg ihren allge­

meinen Gerichtsstand (§ 3 Abs. 1 Satz 1 InsO).

Nach den Feststellungen des Gerichts sind Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung gegeben.

Die Frist beginnt mit der Verkündung der Entscheidung oder, wenn diese nicht verkündet wird, mit deren Zu­
stellung bzw. mit der wirksamen öffentlichen Bekanntmachung gemäß $ 9 lnsO im Internet (www .insolvenz­
bekanntmachungen.de). Die öffentliche Bekanntmachung genügt zum Nachweis der Zustellung an alle Betei­
· Iigten, auch wenn die lnsO neben ihr eine besondere Zustellung vorschreibt, § g Abs. 3 lnsO. Sie gilt als be­
wirkt, sobald nach dem Tag der Veröffentlichung zwei weitere Tage verstrichen sind,§ g Abs. 1 Satz 3 lnsO.
Für den Fristbeginn ist das zuerst eingetretene Ereignis (Verkündung, Zustellung oder wirksame öffentliche
Bekanntmachung) maßgeblich.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann­
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gerichte eingeht. Eine an­
waltliche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Die Beschwerde ist von dem Beschwerdeführer oder seinem Bevollmächtigten zu unterzeichnen.

Die Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung sowie die Erklärung enthal­
ten, dass Beschwerde gegen diese Entscheidung eingelegt werde.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per­
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal­
tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin­
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be­
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung- ER) in der jeweils
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www .justiz.de verwiesen.

Önel
Richterin am Amtsgericht

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung kann die sofortige Beschwerde (im Folgenden: Beschwerde) eingelegt werden.

Die Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen bei dem

Amtsgericht Charlottenburg
Amtsgerichtsplatz 1
14057 Berlin

einzulegen.



Forderungsanmeldung

Rechtsanwalt und Insolvenzverwalter
Oliver Sietz
Rankestraße 33
10789 Berlin

Bankverbindung für evtl. Zahlungen:

Kontoinhaber:
(bei Bevollmächtigten: bitte Geldempfangsvollmacht beifügen)

IBAN:

BIC:

Name der Bank:

Zeichen des Gläubigers/Bevollmächtigten:

Gläubiger:
Name/Firma (gemäß Handels- oder Vereinsregister,
bei Einzelunternehmen mit Inhaber der Firma):

Inschrift (Straße, Hausnummer., Postleitzahl, Ort):

Wenn natürl. Person;
Geburtsdatum:

Wenn iur. Person:
Register-Gericht und Nr.:

Name d. gesetzl. Vertreter (Geschäftsführers oder Vorstandes):

Wenn Sie sich vertreten lassen (Vollmacht beifügen)
Bevollmächtigter:
Name oder Firma:

.\nschrift (Straße, l lausnummcr., Postleitzahl, Ort):

Telefon-Nr. des Gläubigers bzw. Bevollmächtigten:

E-Mail-Adresse des Gläubigers bzw. Bevollmächtigten:

Bitte stets angeben:

Insolvenzverfahren Clever Order Services GmbH
Amtsgericht Charlottenburg,Az. 36c IN 1055 /20

In dem Insolvenzverfahren melde(n) ich (wir) folgende Forderungen an:

1. Hauptforderung

Grund (z.B. Warenlieferung, Miete, Lohn, Schadensersatz) Betrag in Euro

Summe:
..
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2. Zinsen

Prozentsatz und Zeitraum (nur bis zum Tag vor Verfahrenseröffnung) Betrag in Euro

% aus ... vom .bis .

% aus vom ...... bis

% aus vom . .... bis

% aus vom . bis ..

Summe:

3. Kosten

Grund (.B.. Mahn-, Gerichts- und Vollstreckungskosten) Betrag in Euro

Summe:
--

4. Absonderung

Zugleich wird abgesonderte Befriedigung(§§ 47, 48 ff Insü) unter Anmeldung für den Ausfall bean­
sprucht:

Verhafteter Gegenstand (z.B. Forderung, Grundstück, Maschinen):

Absonderungsrecht (z.B.. Pfandrecht, Sicherungsübereignung, Forderungsabtretung, Grundpfandrecht (Vertrag bitte beifügen)):

Dieser Anmeldung sind beigefügt (bitte ankreuzen).

D Rechnungen D Lieferscheine
D Urteil D Scheck
D Vollstreckungsbescheid D Wechsel

0 Vertragsurkunde
□□

(Ort und Datum) (Stempel/Unterschrift)
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VOIGT SALUS.

Merkblatt für Insolvenzgläubiger
Dieses Merkblatt gibt nur einige Hinweise zur Anmeldung und zum Verfolgen von Forderungen im Insolvenzverfahren. Es
kann nicht vollständig sein und ersetzt keine ausführliche rechtliche Beratung.

1. Die Forderungsanmeldungen sind bei dem Verwal­
ter (nicht bei dem Gericht) in einfacher Ausfertigung mit
dem beigefügten Formular einzureichen. Die Forderungen
sind zu belegen (z.B. Lieferscheine, Verträge und Rechnun­
gen). Titulierte Forderungen sind unter Beifügung des Titels
im Original anzumelden.
2. Von einer etwaigen Restschuldbefreiung (§§ 286 ff.
InsO) wird die Forderung nur dann nicht erfaßt, wenn sie
aus einer vorsätzlich unerlaubten Handlung resultiert
und der Gläubiger in seiner Forderungsanmeldung die Tat­
sachen dazu bezeichnet hat ($$ 302 Nr. 1, 174 Abs. 2 InsO).
3, Insolvenzforderungen sind innerhalb der von dem
Gericht bestimmten Frist anzumelden. Forderungsanmel­
dungen, die nach Ablauf der Frist, jedoch vor dem Forde­
rungsprüfungstermin eingehen, können nur berücksichtigt
werden sofern weder der Verwalter, noch ein anderer ln­
solvenzgläubiger widerspricht. Andernfalls wird auf Kosten
des verspätet anmeldenden Insolvenzgläubigers ein beson­
derer Prüfungstermin anberaumt oder die Prüfung im
schriftlichen Verfahren angeordnet. Gleiches gilt für nach­
trägliche Änderungen der Anmeldung (§ 177 InsO).
4. Der anzumeldende Betrag ist errechnet als Gesamt­
summe in Euro anzugeben. Beträge in fremder Währung
sind umzurechnen. Forderungen, welche nicht auf Zahlung
von Geld gerichtet sind oder deren Geldbetrag unbestimmt
ist, müssen mit ihrem Schätzwert angemeldet werden.
5. Bei Zinsforderungen müssen Zinssatz und Zinszeit­
raum genau bezeichnet werden. Werden Zinsen als Haupt­
oder Nebenforderungen angemeldet, so ist die Höhe der bis
zum Tag vor der Insolvenzeröffnung fallig gewordenen
Zinsen auszurechnen. Den gesetzlichen Zinssatz überstei­
gende Zinsen (5 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz für
Verbrauchergeschäfte, bzw. seit 01.01.2002 8 Prozentpunkte
über den Basiszinssatz für Handelsgeschäfte) sind nachzu­
weisen (z. B. durch Bankbestätigung über Inanspruchnahme
eines Kredites mindestens in Höhe der Forderung). Zinsen
für den Zeitraum nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens
und Kosten für die Teilnahme am Insolvenzverfahren kön­
nen nur als nachrangige Insolvenzforderungen angemeldet
werden, wenn dies vom Gericht im Beschluss angeordnet
wurde.
6. Der Gläubigervertreter hat sich durch eine für Insol­
venzverfahren speziell erteilte Vollmacht zu legitimieren.
7. Gemäß §§ 183 bis 189 Sozialgesetzbuch III (SGB III)
haben Arbeitnehmer Anspruch auf Insolvenzgeld, wenn

sie bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens für die letzten 3
Monate vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens bzw. 3
Monate vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses noch An­
sprüche auf Arbeitsentgelt haben. Das Insolvenzgeld wird in
Höhe des für diesen Zeitraum entstandenen Nettoarbeits­
entgeltes von der zuständigen Agentur für Arbeit aufAntrag
gezahlt. Der Antrag ist innerhalb einer Ausschlussfrist
von 2 Monaten nach Eröffnung des Insolvenzverfah­
rens zu stellen. Nähere Auskünfte gibt ein von der Bunde­
sagentur für Arbeit herausgegebenes Merkblatt über Insol­
venzgeld, das bei der für den Arbeitnehmer zuständigen
Agentur für Arbeit angefordert werden kann.
8. Die Gläubiger sind nicht verpflichtet, an der Gläubi­
gerversammlung oder den Prüfungsterminen teilzuneh­
men oder einen Vertreter zu entsenden. Die Gläubiger,
deren angemeldete Forderungen ganz oder teilweise bestrit­
ten wurden, erhalten nach dem Prüfungstermin von dem
Verwalter einen Auszug der Tabelle. Die Bestreitensgründe
werden erläutert.
9. Aussonderungsansprüche (z. B. aufgrund Eigentums
oder eines einfachen Eigentumsvorbehalts, § 47 InsO) und
Absonderungsansprüche (z. B. aufgrund eines Pfand­
rechts oder einer Sicherungsübereignung) gemäß§ 49 bis 51
InsO sind beim Verwalter bis zur Frist nach § 28 Abs 2
InsO geltend zu machen. Bei verspäteter Geltendmachung
können Schadensersatzansprüche entstehen.
10. Für die Anerkennung des behaupteten bzw. noch
geltend zu machenden Eigentumsvorbehalts ist der
Nachweis erforderlich, wann und in welcher Form der
Eigentumsvorbehalt Gegenstand der Lieferverträge mit dem
Schuldner geworden ist. Es reicht nicht aus zu behaupten,
dass die Geschäfts- und Lieferbedingungen auf den Rech­
nungen usw. abgedruckt seien. Vertragsinhalt eines Ge­
schäftes kann nur das werden, was bei Abschluss des Ge­
schäftes vereinbart worden ist (z. B. im Wege der Auftrags­
bestätigung) oder was aufgrund vorheriger häufiger Übung
und Kenntnis auf Seiten des Schuldners als Vertragswille
bekannt gewesen ist (z. B. die Verwendung von Allgemeinen
Geschäftsbedingungen innerhalb einer lang andauernden
Geschäftsbeziehung).
11. Bitte beachten Sie, dass Entscheidungen und Mitteilun­
gen des Insolvenzgerichts öffentlich bekannt gemacht wer­
den. Die öffentliche Bekanntmachung gilt als Zustellung
an alle Beteiligten, auch wenn daneben eine besondere Zu­
stellung vorgeschrieben ist.


